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Drucksache VI/3349 


Der Bundesminister Bonn, den 20. April 1972 

für Wirtschaft und Finanzen 

F/VB5-F4004 -39/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ausweitung der Befugnisse des Kontrollausschusses der 
Europäisdien Gemeinschaften 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Gerladi (Emsland), 
Behrendt, Feilermaier, Dr. Achenbach und Genossen 
- Drucksache Vl/3316 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem Kontroll- 
ausschuß der Europäischen Gemeinschaften bei, nachdem die 
Gemeinschaften durch die Übertragung von Abschöpfungs- und 
Zolleinnahmen über eine eigene Finanzhoheit verfügen, deren 
Ausübung - wie in allen Mitgliedstaaten - mit einer unab- 
hängigen Kontrolle verbunden werden muß? 

Die Bundesregierung mißt dem Kontrollausschuß der Europäi- 
schen Gemeinschaften (EG) erhebliche Bedeutung zu. Dies gilt 
insbesondere seit Übertragung eigener Einnahmen auf die Ge- 
meinschaften. Sie hat deshalb besonderen Wert darauf gelegt, 
daß die unabhängige Kontrolle durch den Kontrollausschuß 
gemäß Artikel 206 EWG-Vertrag mit Beschluß vom 21. April 
1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften ausdrücklich bekräftigt 
worden ist (zu vergleichen Artikel 6 Abs. 2 a.a.O.). 


2. a) Wie faßt die Bundesregierung die Vorschriften auf, die die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften am 18./26. Mai 
1971 zur Regelung der Modalitäten der Zusammenarbeit zwi- 
schen den Dienststellen der Kommission und den Dienst- 
stellen des Kontrollausschusses getroffen hat und die sie seit- 
dem einseitig für ihren Geschäftsbereich anwendet? 

Die Bundesregierung betrachtet die Vorschriften der Kommis- 
sion der EG vom 18./26. Mai 1971 zur Regelung der Modalitäten 
der Zusammenarbeit zwischen den Dienststellen der Kommis- 
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sion und den Dienststellen des Kontrollausschusses als interne 
Verwaltungsanweisungen; diese berühren die vertraglichen 
Bestimmungen und die Rechtsakte der Europäischen Gemein- 
schaften über die Aufgaben und Rechte des Kontrollausschusses 
nicht. 


b) Glaubt die Bundesregierung, daß diese Vorschriften der 
ungehinderten Ausübung einer verantwortlichen externen 
Finanzkontrolle förderlich sein könnten? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß derartige interne 
Vorschriften die externe Kontrolle erleichtern sollten. Sie 
würde daher eine Überprüfung dieser Verwaltungsanweisun- 
gen durch die Kommission begrüßen. 


3. Trifft es zu, daß dem Rat von seiten seines Haushaltsaus- 
schusses bereits im Sommer 1970 Vorschläge zur Verbesserung 
des Kontrollverfahrens in den Europäischen Gemeinschaften 
vorgelegt worden sind? Wenn ja, welchen Wert mißt die Bun- 
desregierung dieser Vorschlägen bei, und ist sie bereit, für das 
schnellstmögliche Inkrafttreten solcher Verbesserungsvorschläge 
Sorge zu tragen, insbesondere durch Fristsetzung zur Vorlage 
des Entwurfs einer revidierten Haushaltsordnung zur Durch- 
führung der Rechnungslegung und Rechnungsprüfung? 

Die deutsche Delegation hat im Sommer 1970 bei den Bera- 
tungen im Haushaltsausschuß des Ministerrats Verbesserungen 
des Kontrollverfahrens in den EG angeregt. Es wird insbeson- 
dere angestrebt, dem Kontrollausschuß ausdrücklich das Recht 
einzuräumen, sämtliche Unterlagen einzusehen, die er zur 
Durchführung seiner Prüfung benötigt, ihm zu allen Dienst- 
stellen bei Prüfungen Zugang zu ermöglichen und ihm Prü- 
fungen über besondere Fragenbereiche zu gestatten. 


Diese Vorschläge werden bei den z. Z. noch laufenden Yei- 
handlungen über die Reform und Vereinheitlichung der Haus- 
haltsordnungen der Europäischen Gemeinschaften nachhaltig 
weitervertreten. Die zuständigen Ratsausschüsse sind bemüht, 
ihre Arbeiten bis Mitte des Jahres abzuschließen. Die Bundes- 
regierung fördert einen zügigen Fortgang der Verhandlungen. 
Im Interesse der Gründlichkeit und der Sorgfalt bei den Bera- 
tungen erscheint es zur Zeit nicht zweckmäßig, deutscherseits 
eine Fristsetzung für deren Abschluß zu verlangen. 


4. Ist die Bundesregierung darüber hinaus bereit, die Frage zu 
prüfen, ob es nicht zweckmäßig ist, den Kontrollausschuß zu 
einem selbständigen und unabhängigen Organ der Europäischen 
Gemeinschaften im Sinne eines Europäischen Rechnungshofes zu 
entwickeln, und wird sie zu gegebener Zeit den Mitgliedstaaten 
eine entsprechende Vertragsänderung des EWG-, Euratom- und 
EGKS- Vertrages Vorschlägen? 
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Die Bundesregierung war stets bemüht, die Ausübung der 
externen Finanzkontrolle der EG durch den Kontrollausschuß 
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so wirksam wie möglich zu gestalten. Sie ist daher grundsätzlich 
auch bereit, gemeinsam mit den übrigen Mitgliedstaaten der 
EG zu prüfen, ob es zweckmäßig und erforderlich ist, den Kon- 
trollausschuß zu einer Institution im Sinne eines Europäischen 
Rechnungshofes zu entwickeln. Gegebenenfalls wird sie etwa 
erforderliche Vertragsänderungen im Benehmen mit den übri- 
gen Vertragspartnern anregen. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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